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Zugang zu Entschädigungsleistungen aufgrund gesundheitlicher Schäden für 
ehemalige politische Häftlinge der Sowjetischen Besatzungszone und DDR

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Regierungsparteien SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP haben 
sich in Kapitel VI im Unterpunkt „SED-Opfer“ ihres Koalitionsvertrages dazu 
verpflichtet, im „Einvernehmen mit den Ländern […] die Beantragung und 
Bewilligung von Hilfen und Leistungen für Opfer der SED-Diktatur, insbe-
sondere für gesundheitliche Folgeschäden“ zu erleichtern sowie die „Defini-
tion der Opfergruppen an die Forschung“ anzupassen und „die SED-Opfer-
rente“ zu dynamisieren. Im letzten Satz heißt es: „Wir richten ergänzend einen 
bundesweiten Härtefallfonds für die Opfer ein und entwickeln hierfür die Stif-
tung für ehemalige politische Häftlinge weiter“ (https://www.spd.de/fileadmi
n/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf, S. 88).

Geschichtswissenschaftler schätzen die Zahl der politischen Gefangenen in 
der ehemaligen Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und DDR für den Zeit-
raum von 1945 bis 1989 auf 200 000 Personen. Ihre genaue Zahl kann auf-
grund von Grauzonen nicht genau bestimmt werden (vgl. https://www.bpb.de/
themen/deutschlandarchiv/227634/zwischen-kontrolle-und-willkuer-der-strafv
ollzug-in-der-ddr/, Zugriff am 19. Dezember 2023).

Die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Überwindung der Fol-
gen der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit“ hielt es für „dringend 
erforderlich […] in absehbarer Zeit eine Übersicht über Zahlen und Zusam-
mensetzung der politischen Gefangenen in der DDR zu erarbeiten“ (Bundes-
tagsdrucksache 13/11000, S. 224 f.). Sie empfahl u. a. „die Statistik der für das 
Untersuchungsverfahren in politischen Strafsachen zuständigen Hauptabtei-
lung IX des MfS [Ministerium der Staatssicherheit], die zentrale Häftlings-
datei und die entsprechenden EDV-Projekte, insbesondere das Projekt NRC 
(Strafgefangenen- und Verhaftetendateien – Personenerfassung), aufzuarbeiten 
und auszuwerten“ (ebd.).

Die kommunistischen Machthaber der DDR ließen ihre Staatsbürger wegen 
der Verweigerung des Wehrdienstes, wegen Republikflucht oder wegen Aus-
reisebegehrens verurteilen. „In den 1970er und 1980er Jahren verbüßte die 
Mehrheit der politischen Gefangenen ihre Freiheitsstrafe wegen eines mit 
Ausreisebegehren zusammenhängenden Deliktes“ (vgl. https://www.bpb.de/th
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emen/deutschlandarchiv/227634/zwischen-kontrolle-und-willkuer-der-strafvol
lzug-in-der-ddr/, Zugriff am 19. Dezember 2023).

Die Situation in den Gefängnissen der DDR war generell durch eine Überbe-
setzung, schlechten Umgang mit Gefangenen und schlechte Hygieneverhält-
nisse gekennzeichnet (ebd.). Die Situation für politische Gefangene war je-
doch noch härter, weil sie mit wirklichen, z. T. schweren Straftätern inhaftiert 
und besonders schlecht behandelt wurden. In den Gefängnissen wurden sie 
nicht nur der Zwangsarbeit unterworfen, sondern auch ohne geeignete Schutz-
maßnahmen zu gefährlichen Tätigkeiten eingesetzt. Sie wurden körperlich und 
psychisch misshandelt, was zu dauerhaften gesundheitlichen Schädigungen 
führte (ebd.).

Offiziell gab es jedoch keine politischen Gefangenen, sondern nur kriminelle. 
Der Begriff ‚politischer Häftling‘ wurde per Rundverfügung des DDR-Justiz-
ministeriums für die „Opfer des Faschismus“ reserviert. Demnach werde 
„[h]eute […] niemand seiner Gesinnung wegen inhaftiert. Wer unsere antifa-
schistische Ordnung angreift, wer den Aufbau unserer Friedenswirtschaft 
stört, begeht eine strafbare Handlung und wird seiner verbrecherischen Taten 
wegen bestraft. Die Strafgefangenen dieser Art sind deshalb auch keine ‚poli-
tischen Gefangenen‘, sondern kriminelle Verbrecher, die Bezeichnung dieser 
Strafgefangenen als politische Häftlinge wird hiermit untersagt“ (ebd.).

Daher ist die Frage nach der Anerkennung von Gesundheitsschäden und des 
Zugangs zu Entschädigungs- bzw. Hilfeleistungen elementar. Untersuchungen 
in Form von Sozialstudien über ehemalige politische Häftlinge und deren 
aktuelles Leben, beauftragt durch die der Landesbeauftragten von Berlin, 
Brandenburg und Thüringen, haben gezeigt, dass die SED-Opfer sehr oft in 
prekären wirtschaftlichen Verhältnissen leben, was auf die unrechtmäßige 
Haft, die gegen sie erfolgten Zersetzungsmaßnahmen und damit verbundenen 
Gesundheitsschäden zurückzuführen ist (vgl. III-Bericht SED-Opferbeauftrag-
te 2023, Bundestagsdrucksache 20/7150, S. 18).

Die prekäre wirtschaftliche Lage ist zum Teil auf die Gesetzgebung im Zuge 
der Wiedervereinigung zurückzuführen, wie das Beispiel ehemaliger Häftlinge 
zeigt, die in die Bundesrepublik Deutschland geflohen sind oder von ihr frei-
gekauft wurden. Die Verabschiedung des Rentenüberleitungsgesetzes hat in 
der Folge zu einer beträchtlichen Verringerung von Rentenansprüchen bei die-
ser Gruppe geführt, weil dieses im Fremdrentengesetz eine Stichtagsregelung 
einführte, sodass bis heute die Arbeitszeit nicht berücksichtigt wird (https://w
ww.deutschlandfunk.de/rentenversicherung-ddr-uebersiedler-fuehlen-sich-betr
ogen-100.html, Zugriff am 7. März 2024).

Der Gesetzgeber hat 1955 mit dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Perso-
nen, die aus politischen Gründen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
in Gewahrsam genommen wurden, dem sogenannten Häftlingshilfegesetz 
(HHG), für Haftopfer die Möglichkeiten der sozialen Entschädigung bei ge-
sundheitlichen Schäden eröffnet. Das Gesetz berücksichtigt Personen, die aus 
der SBZ oder DDR in die Bundesrepublik Deutschland geflohen sind. Der 
Anspruch auf Leistungen wurde durch die sogenannte 10.4- bzw. HHG-Be-
scheinigung eröffnet. Im Zuge der Wiedervereinigung wurde Anfang der 
1990er-Jahre das „Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädigung von 
Opfern rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet“, 
das sogenannte Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG), geschaffen, 
das die Rehabilitierung von ehemaligen DDR-Bürgern ermöglicht, indem die 
unrechtmäßigen Gerichtsentscheidungen auf Antrag aufgehoben werden kön-
nen.

Eine Definition des politischen Häftlings ist weder im HHG noch im 
StrRehaG zu finden. Nach § 1 HHG sind „deutsche Staatsangehörige und 
deutsche Volkszugehörige“ anspruchsberechtigt, die „nach der Besetzung ih-
res Aufenthaltsortes oder nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen Besat-
zungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin […] aus politischen 
und nach freiheitlich-demokratischer Auffassung von ihnen nicht zu vertreten-
den Gründen in Gewahrsam genommen wurden“. Das StrRehaG hingegen be-
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zieht sich in § 1 auf Urteile, die „der politischen Verfolgung gedient“ haben 
und zählt einen Katalog von Paragrafen des DDR-Strafgesetzes auf, die als 
„rechtsstaatswidrig“ eingestuft werden. Die Anerkennung eines Anspruchs auf 
Leistungen der Sozialen Entschädigung bei gesundheitlicher Schädigung nach 
§ 4 HHG und § 21 StrRehaG unterliegt demnach dem Ermessensspielraum der 
zuständigen Ämter (§ 10 Absatz 4 HHG) bzw. den Gerichten (§ 1 StrRehaG). 
Nach beiden Gesetzen müssen die Anspruchsberechtigten zwei Stufen durch-
laufen. Zunächst müssen sie sich ihre Verfolgung bzw. ihre Rehabilitation an-
erkennen lassen, damit sie einen Antrag auf Leistungen der Sozialen Entschä-
digung bei gesundheitlicher Schädigung stellen können.

Die SED-Opferbeauftragte kritisiert jedoch in ihrem Bericht 2023, dass „[a]uf-
grund der aktuell geltenden tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen es einem Großteil der SED-Opfer […] nicht [gelingt], ihre erlittenen Ge-
sundheitsschäden von den Versorgungsämtern anerkennen zu lassen“ (vgl. III-
Bericht SED-Opferbeauftragte 2023, Bundestagsdrucksache 20/7150, S. 23). 
Weiter ist zu lesen: „Insbesondere der Nachweis der Kausalität zwischen der 
politisch motivierten Verfolgung und des erlittenen Gesundheitsschadens stellt 
für viele Betroffene eine hohe, oft nicht zu überwindende, Hürde dar. Hinzu 
kommt, dass sich die Anerkennungsverfahren oftmals über mehrere Jahre hin-
ziehen. Die lange Dauer der Verfahren stellt für die Betroffenen eine enorme 
psychische Belastung dar und führt auf deren Seite letztlich zu einem Vertrau-
ensverlust in die staatlichen Institutionen“ (ebd.). Der Generalarzt und PTBS-
Beauftragte (PTBS = Posttraumatische Belastungsstörung) der Bundeswehr 
Dr. Jörg Ahrens wies am 14. Dezember 2023 im Deutschen Bundestag darauf 
hin, dass „eine fehlende Anerkennung sogar zu einer Retraumatisierung füh-
ren könne“ (Der Stacheldraht, Nummer 1/2024, S. 8).

Der Kern des Problems bei der Anerkennung von Gesundheitsschäden liegt 
somit im Nachweis des Zusammenhanges des Gesundheitsschadens und der 
erlittenen Haft. Die Schlüsselworte in den Gesetzen heißen hier Vermutungs-
regelung und Wahrscheinlichkeit. Der Wortlaut hierzu ist im HHG (§ 4, 
5 bis 7) und StrRehaG (§ 21, 4 bis 7) gleich. Darin heißt es:

„(5) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung 
genügt die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. Sie ist ge-
geben, wenn nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft mehr 
für als gegen einen ursächlichen Zusammenhang spricht.

(6) Bei psychischen Gesundheitsstörungen wird die Wahrscheinlichkeit des 
ursächlichen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn diejenigen medi-
zinischen Tatsachen vorliegen, die nach den Erfahrungen der medizinischen 
Wissenschaft geeignet sind, einen Ursachenzusammenhang zwischen einem 
nach Art und Schwere geeigneten schädigenden Ereignis und der gesundheit-
lichen Schädigung und der Schädigungsfolge zu begründen, und diese Vermu-
tung nicht durch einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.

(7) Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Schädigungsfol-
ge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil über 
die Ursache der Gesundheitsstörung in der medizinischen Wissenschaft Unge-
wissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales die Gesundheitsstörung als Schädigungsfolge anerkannt werden. 
Die Zustimmung kann allgemein erteilt werden.“

Die SED-Opferbeauftragte schreibt in ihrem Bericht, dass aufgrund der Ver-
mutungsregelung „keine grundlegenden Verbesserungen für die SED-Opfer zu 
erwarten“ sind und sie „weitestgehend wirkungslos sein dürfte“ (vgl. III-Be-
richt SED-Opferbeauftragte 2023, Bundestagsdrucksache 20/7150, S. 25). Es 
fehle eine Konkretisierung, welche Umstände nach den Erfahrungen der medi-
zinischen Wissenschaft geeignet seien, einen Ursachenzusammenhang zwi-
schen dem schädigenden Ereignis, der gesundheitlichen Schädigung und der 
Schädigungsfolge zu begründen. Sie kommt zu dem Schluss, dass die Ent-
scheidung „auch zukünftig weitgehend im Ermessen des jeweiligen Bearbei-
ters […] des Antrags in den Versorgungsämtern“ liegen werde (ebd.).
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Vor diesem Hintergrund plädiert die Opferbeauftragte für eine Konkretisie-
rung der Vermutungsregelung nach Vorbild der Einsatzunfallverordnung (Ein-
satzUV) im Bereich des Soldatenrechts (ebd., S. 26). Dort werde bei Feststel-
lung der entsprechenden Tatbestandsvoraussetzungen widerleglich (bis zum 
Beweis des Gegenteils) vermutet, dass bestimmte psychische Störungen durch 
einen Einsatzunfall verursacht worden sind (ebd.). Übertragen auf die ehema-
ligen politischen Gefangenen der SBZ und DDR müssten im HHG und in dem 
StrRehaG ein Ursache-Wirkung-Zusammenhang in Bezug auf die Haft und 
Gesundheitsstörung festgeschrieben werden. Daher wird diese Art der Vermu-
tungsregel oft als Beweislastumkehr bezeichnet, weil nun das Versorgungsamt 
nachweisen müsste, dass kein Zusammenhang zwischen Haft und Gesund-
heitsstörung besteht, um den Antrag ablehnen zu können.

Vor diesem Hintergrund möchten die Fragesteller von der Bundesregierung 
wissen, inwieweit sie ihren Selbstverpflichtungen aus dem Koalitionsvertrag 
nachkommt, wie sich die Situation bei den ehemaligen Häftlingen in Bezug 
auf Entschädigungen ausgestaltet und wie sie der Forderung nach einer Kon-
kretisierung der Vermutungsregelung bzw. Beweislastumkehr beurteilt.

 1. Welche gesetzlichen und administrativen Maßnahmen hat die Bundes-
regierung getroffen oder plant sie zu treffen, um ihren Selbstverpflich-
tungen aus dem Koalitionsvertrag in Bezug auf die

a) Erleichterung der Beantragung und Bewilligung von Hilfen und 
Leistungen für Opfer der SED-Diktatur, insbesondere für gesundheit-
liche Folgeschäden;

b) Anpassung der Definition der Opfergruppen an die Forschung;

c) Dynamisierung der sogenannten SED-Opferrente;

d) Einrichtung eines bundesweiten Härtefallfonds für die Opfer;

e) Weiterentwicklung der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge

nachzukommen (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Das Bundesministerium der Justiz wird zeitnah einen Referentenentwurf zur 
Umsetzung des Koalitionsvertrages im Bereich „SED-Opfer“ vorlegen. Nach 
dessen Abstimmung im Ressortkreis erfolgt die Vorlage eines Regierungsent-
wurfs, über den anschließend der Deutsche Bundestag beraten wird. Aussagen 
zum genauen Inhalt des Regierungsentwurfs sind vor der Kabinettbefassung 
nicht verlässlich möglich. Der Koalitionsvertrag nennt die von den Fragestel-
lern unter den Buchstaben a bis e genannten Punkte.

 2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung vorgenommen oder plant 
sie vorzunehmen, um die rechtliche Definition von politischen Häftlin-
gen an den Stand der Forschung anzupassen, und warum?

Der Koalitionsvertrag sieht unter anderem eine Anpassung der Definition der 
Opfergruppen an die Forschung vor. Zur Umsetzung dieses Auftrags aus dem 
Koalitionsvertrag wird der zu erwartende Regierungsentwurf dem Deutschen 
Bundestag Vorschläge unterbreiten. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 1 verwiesen.

 3. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag der SED-Opferbeauf-
tragen, die Vermutungsregelung bei der Anerkennung von Gesundheits-
schäden durch die politische Verfolgung in den Gesetzen zu konkretisie-
ren bzw. eine Beweislastumkehr gesetzlich zu verankern (vgl. Vorbemer-
kung der Fragesteller)?
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 4. Plant die Bundesregierung, von dem Instrument der Konkretisierung der 
Vermutungsregelung bzw. Beweislastumkehr Gebrauch zu machen und 
dies gesetzlich zu verankern?

a) Wenn ja, wie soll der Wortlaut im HHG und im StrRehaG angepasst 
werden?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 3 bis 4b werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung sind sämtliche Vorschläge der Bundesbeauftragten für die 
Opfer der SED‑Diktatur beim Deutschen Bundestag bekannt. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit 1998 getroffen, um die 
Forderung der Enquete-Kommission nach einer „zeitnahen“ Erstellung 
einer „Übersicht über Zahlen und Zusammensetzung der politischen Ge-
fangenen in der DDR“ voranzubringen, und mit welchem Ergebnis (siehe 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Stiftung zur Aufarbeitung der SED‑Diktatur als Teil der mittelbaren Bun-
desverwaltung hat in den vergangenen Jahren immer wieder Vorhaben an ehe-
maligen Haft- und Repressionsorten gefördert, bei denen Dokumentationen zu 
Häftlingen, Häftlingsgruppen und der Häftlingsgesellschaft erhoben wurden. 
Dazu gehören unter anderem das Speziallager Sachsenhausen, die Vorbereitung 
der Datenbank für das Projekt „Haft‑ddr.de“ in Hohenschönhausen, Totenbü-
cher zu den verschiedenen sowjetischen Speziallagern wie in Bautzen, Jamlitz, 
Buchenwald oder auch verschiedene Interviewprojekte mit ehemals Inhaftier-
ten. Darüber hinaus veröffentlichte die Bundesstiftung eine Publikation zu den 
Opferzahlen der kommunistischen Herrschaft in der Sowjetischen Besatzungs-
zone und Deutschen Demokratischen Republik (DDR) (Ansgar Borbe „Die 
Zahl der Opfer des SED‑Regimes“ (2010), Herausgeber: Landeszentrale für 
politische Bildung Thüringen, ISBN 978-3-937967-60-8).
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung förderte im Rahmen der 
Richtlinie zur DDR‑Forschung das Verbundvorhaben „Landschaften der Ver-
folgung“ (siehe auch Antwort zu Frage 6). Teil des Projektes war die Erstellung 
einer Datenbank zu den Dimensionen politischer Haft.

 6. Hat die Bundesregierung seit 1998 Maßnahmen getroffen, um der Emp-
fehlung der Enquete-Kommission nachzukommen, „die Statistik der für 
das Untersuchungsverfahren in politischen Strafsachen zuständigen 
Hauptabteilung IX des MfS, die zentrale Häftlingsdatei und die entspre-
chenden EDV-Projekte, insbesondere das Projekt NRC (Strafgefangenen- 
und Verhaftetendateien – Personenerfassung), aufzuarbeiten und auszu-
werten“, und wenn ja, welche (siehe Vorbemerkung der Fragesteller)?

Das Bundesarchiv hat die Aufgabe, das Archivgut des Bundes, zu dem seit Ju-
ni 2021 auch die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
gehören, auf Dauer zu sichern und nutzbar zu machen. Es gewährleistet den 
Zugang zum Archivgut des Bundes nach den Bestimmungen des Bundesarchiv-
gesetzes und des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Auf dieser Grundlage unterstützt 
das Bundesarchiv Forschungsprojekte zur angefragten Thematik, indem betref-
fende Unterlagen zur Verfügung gestellt werden. Für den interdisziplinären 
Forschungsverbund „Landschaften der Verfolgung“, der Ursachen, Ausmaße 
und Auswirkungen politischer Repression untersucht, hat das Bundesarchiv für 
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den Aufbau einer Datenbank die systematische Digitalisierung und Nutzung 
von thematisch einschlägigen Karteien unterstützt.
Es handelt sich dabei aus dem Ministerium-für-Staatssicherheit-Teilbestand 
Hauptabteilung IX um die sogenannte Vorverdichtungs-, Such- und Hinweis-
kartei beziehungsweise Kerblochkartei sowie die Zentrale Gefangenenkartei 
des Ministeriums des Innern der DDR. Zum Projekt siehe auch www.stiftung-h
sh.de/forschung/projekte/landschaften-der-verfolgung/.
Die vom Bundesarchiv übernommenen Daten aus dem Projekt NRC (Straf-
gefangenen- und Verhaftetendateien – Personenerfassung) sind aufgearbeitet 
(https://invenio.bundesarchiv.de/invenio/direktlink/715419a4-c6e7-42e3-bf7c-
86576b3003c6/). Eine durch das Archiv bereitgestellte „Übersicht über den 
Verbleib der Gefangenenakten von Verhafteten und Gefangenen der DDR“ ist 
im Internet abrufbar (www.bundesarchiv.de/DE/Content/Downloads/Benutzen/
benutzen_gefangenenakten_ddr.pdf?__blob=publicationFile). Zudem macht 
das Bundesarchiv mit zum Beispiel über die Datenbank invenio abrufbaren On-
line‑Findmitteln ergänzend auf den Fundus an Unterlagen speziell zu politisch 
motivierten Verfolgungen aufmerksam.
Ergänzend zu nennen sind Publikationen des Bundesbeauftragten für die Stasi-
Unterlagen/des Stasi-Unterlagen-Archivs, so der in der Reihe „MfS-Handbuch“ 
erschienene Teil zur Hauptabteilung IX, der sich auch mit deren Statistikwesen 
befasst, sowie die Publikationen „Strafrechtliche Verfolgung politischer Gegner 
durch die Staatssicherheit im Jahre 1988. Der letzte Jahresbericht der MfS-
Hauptabteilung Untersuchung“ und „Justiz im Dienste der Parteiherrschaft. 
Rechtspraxis und Staatssicherheit in der DDR“.

 7. Welches Bundesministerium bzw. welche Behörde sind nach Kenntnis-
stand der Bundesregierung im jeweiligen Bundesland für die Gewährung 
der Leistungen nach den §§ 4 und 5 HHG bzw. §§ 21 und 22 im 
StrRehaG zuständig (bitte nach HHG und StrRehaG unterscheiden und 
nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

Für die Gewährung von Leistungen nach den §§ 4 und 5 des Gesetzes über 
Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen außerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland in Gewahrsam genommen wurden (HHG) sowie nach 
den §§ 21 und 22 des Gesetzes über die Rehabilitierung und Entschädigung 
von Opfern rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnahmen im Beitrittsge-
biet (StrRehaG) sind die nach Landesrecht zur Durchführung des Vierzehnten 
Buches Sozialgesetzbuch bestimmten Behörden der Länder zuständig (verglei-
che § 10 Absatz 1 Satz 1 HHG und § 25 Absatz 4 Satz 1 StrRehaG). Die im 
Einzelfall konkret zuständige Landesbehörde richtet sich nach dem jeweiligen 
Landesrecht.

 8. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutsch-
land im Besitz einer Bescheinigung gemäß § 10 Absatz 4 des Häftlings-
hilfegesetzes (bitte nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

Für die Ausstellung einer Bescheinigung nach § 10 Absatz 4 HHG sind die je-
weiligen Landesbehörden zuständig. Der Bundesregierung liegen dazu keine 
entsprechenden Zahlen und Erkenntnisse vor.
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 9. Wie viele Personen wurden nach Kenntnisstand der Bundesregierung 
nach StrRehaG rehabilitiert, und wie viele davon sind ehemalige politi-
sche Gefangene (bitte nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

Für Rehabilitierungsverfahren nach dem StrRehaG sind die Gerichte der Län-
der zuständig (vergleiche § 8 StrRehaG). Der Bundesregierung liegen dazu 
keine entsprechenden Zahlen und Erkenntnisse vor.

10. Wie lange dauert nach Kenntnis der Bundesregierung im Durchschnitt 
das Verfahren von der Stellung bis zur Bescheinigung bzw. Ablehnung 
eines Antrages auf Leistungen der Sozialen Entschädigung auf Grund-
lage einer HHG-Bescheinigung und auf Grundlage einer Rehabilitierung 
nach dem StrRehaG?

12. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem 
Jahr 1955 gemäß § 4 des Häftlingshilfegesetzes welche Anzahl von An-
trägen auf Leistungen der Sozialen Entschädigung bei gesundheitlicher 
Schädigung gestellt (bitte nach Jahr sowie nach Bund und Ländern auf-
schlüsseln)?

13. Wie viele Anträge, die seit 1955 gemäß § 4 des Häftlingshilfegesetzes 
gestellt worden sind, wurden nach Kenntnis der Bundesregierung abge-
lehnt (bitte nach Jahr sowie nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

14. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit 1990 
gemäß § 21 StrRehaG welche Anzahl von Anträgen auf Leistungen der 
Sozialen Entschädigung bei gesundheitlicher Schädigung gestellt (bitte 
nach Jahr sowie nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

15. Wie viele Anträge, die seit 1990 gemäß § 21 StrRehaG gestellt worden 
sind, wurden nach Kenntnis der Bundesregierung abgelehnt (bitte nach 
Jahr, sowie nach Bund und Länder aufschlüsseln)?

16. Wie lange dauert nach Kenntnis der Bundesregierung im Durchschnitt 
das Verfahren von der Stellung bis zur Bescheinigung bzw. Ablehnung 
eines Antrages auf Leistungen der Sozialen Entschädigung bei gesund-
heitlicher Schädigung gemäß § 4 HHG bzw. nach § 21 StrRehaG (bitte 
nach HHG und StrRehaG unterscheiden und nach Bund und Ländern 
aufschlüsseln)?

17. Wie viele Verfahren nach Anerkennung auf Leistungen der Sozialen Ent-
schädigung bei gesundheitlicher Schädigung nach § 4 HHG bzw. nach 
§ 21 StrRehaG konnten nach Kenntnisstand der Bundesregierung inner-
halb eines Zeitraums von

a) sechs Monaten,

b) sechs Monaten bis zu einem Jahr,

c) zwei Jahren,

d) drei Jahren,

e) fünf Jahren,

f) sieben Jahren,

g) neun Jahren,

h) über zehn Jahren

positiv bzw. negativ für die Antragsteller abgeschlossen werden (bitte 
nach HHG und StrRehaG unterscheiden und nach Bund und Ländern 
aufschlüsseln)?
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18. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit 1955 
gemäß § 5 HHG welche Anzahl von Anträgen auf Leistungen der Sozia-
len Entschädigung für Hinterbliebene gestellt (bitte nach Jahr sowie nach 
Bund und Ländern aufschlüsseln)?

19. Wie viele Anträge, die seit 1955 gemäß § 5 HHG gestellt worden sind, 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung abgelehnt (bitte nach Jahr 
sowie nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

20. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit 1990 
gemäß § 22 StrRehaG welche Anzahl von Anträgen auf Leistungen der 
Sozialen Entschädigung für Hinterbliebene gestellt (bitte nach Jahr sowie 
nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

21. Wie viele Anträge, die seit 1990 gemäß § 22 StrRehaG gestellt worden 
sind, wurden nach Kenntnis der Bundesregierung abgelehnt (bitte nach 
Jahr sowie nach Bund und Ländern aufschlüsseln)?

22. Wie lange dauert nach Kenntnis der Bundesregierung im Durchschnitt 
das Verfahren von der Stellung bis zur Bescheinigung bzw. Ablehnung 
eines Antrages auf Leistungen der Sozialen Entschädigung für Hinter-
bliebene gemäß § 5 HHG bzw. nach § 22 StrRehaG (bitte nach HHG und 
StrRehaG unterscheiden und nach Bund und Länder aufschlüsseln)?

23. Wie viele Verfahren nach Anerkennung auf Leistungen der Sozialen Ent-
schädigung für Hinterbliebene nach § 5 HHG bzw. nach § 22 StrRehaG 
konnten nach Kenntnisstand der Bundesregierung innerhalb eines Zeit-
raums von

a) sechs Monaten,

b) sechs Monaten bis zu einem Jahr,

c) zwei Jahren,

d) drei Jahren,

e) fünf Jahren,

f) sieben Jahren,

g) neun Jahren,

h) über zehn Jahren

positiv bzw. negativ für die Antragsteller abgeschlossen werden (bitte 
nach HHG und StrRehaG unterscheiden und nach Bund und Ländern 
aufschlüsseln)?

Die Fragen 10 und 12 bis 23 werden gemeinsam beantwortet.
Zuständig für die Durchführung der in der Frage genannten Verfahren sind aus-
schließlich Landesbehörden. Der Bundesregierung liegen dazu keine entspre-
chenden Zahlen und Erkenntnisse vor.

11. Wie viele Personen mit einer Bescheinigung nach § 10 des Häftlingshil-
fegesetzes und einer Rehabilitierung nach dem StrRehaG erhalten nach 
Kenntnis der Bundesregierung gemäß § 17a des Strafrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetzes eine besondere Zuwendung für Haftopfer (bitte nach 
HHG und StrRehaG unterscheiden und nach Bund und Ländern auf-
schlüsseln)?

Am Stichtag 31. Dezember 2022 (aktuellere Zahlen liegen derzeit noch nicht 
vor) haben 38 792 Personen die besondere Zuwendung für Haftopfer (Opfer-
rente) nach § 17a StrRehaG bezogen. Die Aufschlüsselung nach Bundesländern 
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ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle. Ob die Leistung aufgrund einer Be-
scheinigung nach § 10 Absatz 4 HHG oder aufgrund einer gerichtlichen Reha-
bilitierung gewährt wird, ist statistisch nicht erfasst.

Land Anzahl Personen
Baden-Württemberg 1 710
Bayern 1 782
Berlin 6 269
Brandenburg 4 593
Bremen 94
Hamburg 334
Hessen 876
Mecklenburg-Vorpommern 3 484
Niedersachsen 1 070
Nordrhein-Westfalen 1 758
Rheinland-Pfalz 403
Saarland 58
Sachsen 6 754
Sachsen-Anhalt 4 963
Schleswig-Holstein 490
Thüringen 4 154
Gesamt 38 792
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